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			Denkmal für Perón

			Macri spricht bei Einweihung / Kritik von Regierung
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			Das neue Perón-Denkmal in Buenos Aires. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) – Juan Domingo Perón war zweifellos eine der prägendsten Figuren der argentinischen Geschichte im 20. Jahrhundert. Doch in der Hauptstadt tat man sich immer ein wenig schwer mit dem General und dreimaligem Präsidenten. Auch post mortem: So dauerte es 41 Jahre, ehe Perón nach seinem Ableben in Buenos Aires ein Denkmal gewidmet wurde. Das neue Monument steht nahe dem alten Zollamt, wo sich die Straßen „Belgrano“ und „Paseo Colón“ kreuzen. Der Platz, der bislang den Namen „Agustín P. Justo“ trug, wurde gleich mit umbenannt und heißt nun „Plaza Juan Domingo Perón“.

			Die Einweihung, die vor wenigen Tagen am 120. Geburtstags Peróns stattfand, fiel mit Mauricio Macri nun ausgerechnet einem Regierenden Bürgermeister zu, der bislang kaum etwas mit dem Peronismus zu tun hatte. Am Denkmalsockel hatten sich mit den Gewerkschaftern Hugo Moyano (Lkw-Fahrer) und Gerónimo „Momo“ Venegas (Landarbeiter) sowie dem einstigen Staatspräsidenten Eduardo Duhalde zudem mehrere erklärte Peronisten eingefunden, die in Opposition zur ebenfalls peronistischen Nationalregierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner stehen. Letztere schickte keine Vertreter zur Zeremonie.

			Macri, der sich derzeit um das Präsidentenamt bewirbt, nutzte die Gelegenheit, Wahlkampf zu machen und sich für traditionelle peronistische Wähler zu empfehlen. Er betonte, dass für ihn Peronismus soziale Gerechtigkeit, Kampf für Chancengleichheit und Bekämpfung der Armut bedeute. In Richtung der Nationalregierung giftete er: „Einige nennen sich Peronisten, aber sie bemühen sich, die Armutszahlen zu fälschen. Aber Peronismus bedeutet nicht Arroganz, Überheblichkeit und Drogenhandel.“ Eine Regierung sei nicht dazu da, die Arbeiter zu unterdrücken. Ziel müsse stattdessen sein, die Einheit des Volkes anzustreben, so wie es Perón gewollt habe, so Macri.

			Macris Parteifreund Cristian Ritondo, seines Zeichens Vizepräsident des Stadtparlaments und einer der Wegbereiter des Denkmals, erklärte gar, Macri verfolge ähnliche Ziel wie Perón: Bildung, Straßen, Trinkwasser, Kanalisation. Venegas interpretierte die Konstellation auf seine Weise: Nicht er selber sei zum Parteigänger von Macris konservativer Pro-Partei geworden, sondern umgekehrt: Macri zum Peronisten.

			Scharfe Kommentare gab es seitens der Regierungsperonisten: „Wenn man mir sagt, Macri ist Peronist, ist das so, als ob man sagt, Hitler sei wie Gandhi“, formulierte Fernando Espinoza, der Chef der Peronistischen Partei (PJ) in der Provinz Buenos Aires und Bürgermeister von La Matanza. 

			Der Kirchner-treue Senator Juan Manuel Abal Medina argumentierte, Macri repräsentiere genau diejenigen Schichten, deren Einfluss Perón bekämpft habe. Und der Stadtparlamentsabgeordnete Juan Carlos Dante Gullo, von dem die Initiative des Denkmalbaus stammte, meinte, die Vereinnahmung des Denkmals zu Wahlkampfzwecken sei „eine Beleidigung für die peronistische Identität und die argentinische Geschichte“.
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			Macri will „Cepo“ abschaffen

			Präsidentschaftskandidat stellt sich den Fragen ausländischer Journalisten
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			Mauricio Macri (3.v.l.) bei der Pressekonferenz. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) – Vieles soll anders werden im Land. Das verspricht Mauricio Macri, der Spitzenkandidat des Oppositionsbündnisses „Cambiemos“ (Lasst uns den Wandel herbeiführen). Der konservative Politiker, der in den vergangenen acht Jahren als Regierender Bürgermeister die Geschicke der Hauptstadt geleitet hat, hatte gemeinsam mit seinem Expertenteam die ausländischen Journalisten im Land ins Hotel „Sheraton Libertador“ geladen, um ihnen seine Politikziele darzulegen.

			Veränderungen will Macri vor allem in der Wirtschaftspolitik einleiten. Möglichst schnell möchte er die Devisenrestriktionen („Cepo“) aufheben für den Fall, dass die Argentinier ihn zu ihrem neuen Präsidenten wählen. „Am besten ist, wir beenden die Devisenbewirtschaftung gleich am ersten Tag unserer Regierung. Denn jeder Tag, an dem wir es nicht machen, vergeben wir Entwicklungschancen“, so Macri, der in diesem Zusammenhang darauf verwies, dass die argentinische Wirtschaft keine Rezession vertrage. Der Kandidat warf der Nationalregierung vor, durch Inflation und Devisenbewirtschaftung wie keine andere Regierung in der Welt die Währung des eigenen Landes geschwächt zu haben. Der „Cepo“ habe obendrein sein eigentliches Ziel völlig verfehlt: Statt den Devisenabfluss ins Ausland aufzuhalten, sei das Gegenteil erreicht worden – nämlich dass immer mehr US-Dollar das Land verließen.

			Der einstige Zentralbankchef Alfonso Prat-Gay, der heute Macris Experte für Finanzfragen ist, assistierte mit der Feststellung, dass die von der Kirchner-Regierung unmittelbar nach dem Wahlsieg eingeführten Devisenverbote alles andere als normal wären. Die Situation, dass es diverse offizielle Wechselkurse vom Peso zum US-Dollar gebe, sei im Weltmaßstab sogar einzigartig. „Je schneller der Cepo abgeschafft wird, desto besser“, fasste Prat-Gay zusammen. Allerdings seien die Devisenkontrollen nur ein kleines Problem im Vergleich zu Armut und Drogenhandel im Land.

			Macri bemühte sich, die von der Nationalregierung geschürten Ängste vor einem Sozialkahlschlag im Falle seiner Wahl zu entschärfen. Die zahlreichen Hilfsgelder für sozial Schwache könne und wolle man nicht von einem Tag auf den anderen streichen, meinte der Präsidentschaftskandidat. Dies könne nur allmählich bei gleichzeitiger Ankurbelung des Arbeitsmarktes geschehen, so Macri. 

			Er bedauerte, dass es während der letzten vier Jahre kein Wirtschaftswachstum gegeben habe. Zugenommen habe hingegen die Arbeitslosigkeit im Land und in deren Folge Armut und Kriminalität. Auch sieht Macri den Föderalismus im Argen. Nur jeder vierte Peso an Steuermitteln fließe in die Gliedstaaten. Es müsste aber stattdessen jeder zweite sein.

			Was seine außenpolitischen Ziele betrifft, unterstrich Macri die Bedeutung, die Brasilien und dem Mercosur zukämen. Sollte er Präsident werden, würde er zuerst Brasilia einen Besuch abstatten. Danach wäre Uruguay an der Reihe, das Macri als „Bruderland“ bezeichnete. Aber auch die Beziehungen zur Europäischen Union sollten wieder neu belebt werden.

			Auch wenn die Umfragen bislang den Regierungskandidaten Daniel Scioli vorne sehen, sieht Macri für sich durchaus Chancen, das höchste Staatsamt zu erreichen: „60 Prozent der Argentinien wollen den Wandel.“ Erstes Ziel müsse von daher sein, bei den Hauptwahlen am 25. Oktober eine Stichwahl zu erzwingen. Bei dieser werde Scioli es dann schwer haben, mehr als seine rund 40 Prozent Stammwähler zu mobilisieren, schätzt Macri. Damit aber eine zweite Runde zustande kommt, müsste Scioli im ersten Wahlgang unter 40 Prozent bleiben bzw. nicht mehr als zehn Prozent Vorsprung auf den Zweitplatzierten haben.
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			Die Woche in Argentinien

			Sciolis Kabinett 

			„Ich habe mein Dreamteam zusammen“. Daniel Scioli verriet vor wenigen Tagen im Sender „América TV“, wen er in sein Kabinett holen will, sollte er die Wahlen am 25. Oktober gewinnen. Als Kabinettschef ist demnach Alberto Pérez vorgesehen, der unter Scioli in gleicher Funktion bereits in der Provinz Buenos Aires tätig war. Diego Bossio, bislang Leiter der Sozialversicherung ANSES, soll Infrastrukturminister werden. Sciolis Mann für das Gesundheitsministerium ist Alejandro Collia, der bereits der Gesundheitsbehörde in der Provinz vorstand. Als Chef des Bildungsministeriums ist Alberto Barbieri, der Rektor der Universität Buenos Aires, gesetzt. Sergio Urribarri, der Gouverneur von Entre Ríos, darf sich Hoffnungen machen, für die Ressorts Innen und Verkehr zuständig zu sein. Zum Chef der Nationalbank will Scioli den einstigen Wirtschaftsminister Miguel Peirano machen. Auf Kontinuität setzt der Präsidentschaftskandidat auf dem Feld der Sicherheit: Dort soll weiter Sergio Berni als Staatssekretär der starke Mann bleiben.

			Zuerst Präsidentenwahl

			Bei den Wahlen am 25. Oktober sollen zuerst die Stimmen für die Präsidentschaftskandidaten ausgezählt werden. Dies ordnete das Bundeskammergericht am Mittwoch an. Ziel sei, dass die Bevölkerung so schnell wie möglich erfahre, wie das Rennen um das höchste Amt im Staate ausgeht. Danach sollen dann die Ergebnisse für das Abgeordnetenhaus, den Senat und alle weiteren zur Wahl stehenden Posten ermittelt werden. Die Richter bestimmten, dass getrennte Telegramme zur Übermittlung der jeweiligen Resultate vorzubereiten sind: Solche für die Präsidentschaftswahlen und solche für die restlichen Wahlentscheidungen. Das Gericht will durch seine Verfügung gewährleisten, dass man noch in der Wahlnacht Gewissheit darüber hat, ob eine Stichwahl am 22. November notwendig wird. Dies dürfte an der Frage hängen, ob es Daniel Scioli, dem Kandidaten des Regierungslagers, gelingt, über 40 Prozent der Stimmen zu erreichen und gleichzeitig den Zweitplatzierten um mindestens zehn Prozent hinter sich lässt.

			Ex-Soldaten protestieren

			Seit über siebeneinhalb Jahren sind sie mit einem Zelt auf der Plaza de Mayo präsent, um auf ihre Forderungen aufmerksam zu machen: Die Soldaten, die während des Malwinen-Krieges 1982 auf dem argentinischen Festland Dienst verrichteten. Sie bestehen darauf, als Kriegsveteranen anerkannt zu werden und wollen eine entsprechende Entschädigung. Vor wenigen Tagen erfuhr der Dauerkonflikt mit der Nationalregierung eine neue Steigerung, als die Ex-Soldaten damit begannen, auf der Plaza de Mayo Mauern für ein Gebäude hochzuziehen. Erst als die Regierung Verhandlungsbereitschaft signalisierte, brachen sie ihre Aktion wieder ab. Doch ob es eine Annäherung gibt, erscheint angesichts neuer Äußerungen von Verteidigungsminister Agustín Rossi fraglich. Der erklärte, die Soldaten hätten damals weder auf den Malwinen gekämpft, noch hätten sie in anderer Form am Kampfgeschehen teilgenommen. Von daher könne es keine Entschädigung geben, argumentierte der Minister.

			CFK verleumdet

			Juristischer Erfolg für Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner: Das Berufungsgericht der Stadt Rom bestätigte, dass die argentinische Staatschefin in der italienischen Zeitung „Corriere della Sera“ Opfer von Verleumdung und übler Nachrede geworden sei. Zu der gleichen Einschätzung war vor zwei Jahren schon die zuständige Vorinstanz gekommen, die die Zeitung zu einer Wiedergutmachungszahlung in Höhe von 41.000 Euros verdonnerte. Der „Corriere della Sera“ hatte 2008 berichtet, dass Kirchner während eines Aufenthaltes in Rom eine Einkaufstour unternommen und dabei Tausende von Euros für Schmuck und andere Luxusgegenstände ausgegeben habe. Kirchner war damals wegen eines Gipfels zur Bekämpfung des Welthungers in der italienischen Hauptstadt. Sie wies die Behauptungen des Blattes zurück und reichte Klage ein. Das Schadensgeld, das ihr zugesprochen wurde, spendete sie dem Kinderkrankenhaus in La Plata.

			Transsexuelle ermordet 

			Die international bekannte Transsexuellen-Aktivistin Diana Sacayán ist in Buenos Aires ermordet worden. Sie wurde am Dienstag von der Polizei in ihrer Wohnung tot aufgefunden. Sacayán erlag nach ersten Untersuchungen an Stichwunden, wie die Nachrichtenagentur Télam berichtete. Sie war Vorstandsmitglied der Internationalen Lesben-, Schwulen-, Bisexuellen, Trans- und Intersexuellen-Vereinigung (ILGA). Sacayán hatte 2012 von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ihren neuen Personalausweis ausgehändigt bekommen, in dem sie als Frau anerkannt wurde. Vor knapp einem Monat war auf Initiative von Sacayán in der Provinz Buenos Aires ein Gesetz einstimmig angenommen worden, nach dem ein Prozent der Stellen im öffentlichen Dienst von Transsexuellen und Transgender besetzt werden sollen. (AT/mc/dpa)
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			Scioli vorne

			Die letzten neun Tage bis zu den allgemeinen Wahlen für Präsident und Vize, Gouverneure, Bürgermeister und Parlamentarier, während denen keine Wahlpropanda mehr betrieben werden darf, zeigen in den zahlreichen Meinungsumfragen, dass Gouverneur Daniel Scioli deutlich vorne liegt. Die meisten Umfragen bestätigen mit geringen Abweichungen das Ergebnis der PASO-Vorwahlen, wonach Scioli an erster Stelle liegt, gefolgt von Bürgermeister der autonomen Stadt Buenos Aires Mauricio Macri und Sergio Massa, derzeit Nationaldeputierter und vormals Bürgermeister von Tigre.

			Für einen klaren Wahlsieg in erster Runde müsste Scioli freilich entweder 45 Prozent oder mehr Stimmen erreichen, die ihm keine Umfrage zutraut, oder mindestens 40 Prozent und zehn Prozentpunkte vor dem nächstgewählten Kandidaten. In den PASO-Wahlen hatte Scioli mit 38,2 Prozent zwar mit deutlichem Vorsprung geführt, blieb aber unter der entscheidenden 40-Prozent-Marke. Insofern muss man abwarten, wie sich die Wähler am 25. Oktober verhalten werden.

			Hier steht die Alternative einer Stichwahl im Visier. Sollte Scioli die bisher unentschiedenen Wähler nicht überzeugen, ihn zu wählen und Macri den Vorsprung Sciolis unter zehn Prozentpunkten hält, kommt es zu Stichwahlen am 22. November zwischen Scioli und Macri, auch Ballotage genannt. Die Leiter der Umfragen halten sich in Presseerklärungen zurück und wagen keine echten Prognosen, die den Wahlsieg Sciolis vorwegnehmen würden. Die meisten Umfragen betreffen Personen mit Festnetztelefonen in ihren Wohnungen, ebenso wie Befragungen auf den Straße. Handys werden nicht befragt, obwohl es viel mehr als Festnetztelefone gibt, was die Aussagekraft der Umfragen schmälert und in der Folge Überraschungen nicht ausgeschlossen werden können. Auch das Wahlverhalten von rund neun Millionen zugelassenen Wähler/innen, die an den PASO-Wahlen nicht teilgenommen haben, ist nicht kalkulierbar. Möglicherweise werden viele dieser Bürger/innen am 25. Oktober zu den Urnen schreiten. Insofern darf erwartet werden, dass die Wahlbeteiligung höher ausfällt. Welchen der drei Kandidaten diese Wähler/innen ihre Stimme geben werden, steht in den Sternen geschrieben, kann aber andere Ergebnisse zeigen als die bisherigen Umfrageermittlungen.

			Die Wahlfeldzüge wurden von allen Kandidaten intensiv insbesondere am Fernsehen mit täglicher Propaganda benutzt, ebenso mit Präsenzen überall im Land sowie einer Debatte zwischen fünf Kandidaten, an der Gouverneur Scioli nicht teilnahm. Eine zweite Debatte um den zweiten Platz zwischen Macri und Massa steht noch aus. Den drei anderen Kandidaten Margarita Stolbizer, Nicolás del Caño, beide linkslastig, und Adolfo Rodríguez Saá, erfolgreicher Exgouverneur der Provinz San Luis und Interimspräsident vor fünfzehn Jahren, werden keine Erfolgsaussichten eimgeräumt, wiewohl im Fall einer Stichwahl ihre Stimmen nur für Scioli oder den zweitbesten Macri oder Massa entscheiden werden. Andere Möchtegernkandidaten blieben draussen, aber ihre Wähler/innen müssen selber entscheiden, wem sie am 25. Oktober oder am 22. November ihre Stimme geben werden. Derweilen lässt die Spannung nicht nach, wer und wann den Sieg davonträgt.

			

			

		

	
		
			Meinung

			[image: 11803.png]

			Kein „Blaues Wunder“

			Von Stefan Kuhn

			Einen Wahlerfolg kann man das nicht gerade nennen. Die Wiener SPÖ hat bei den Landtagswahlen am Sonntag 4,75 Prozentpunkte verloren und mit 39,59 das zweitschlechteste Wahlergebnis ihrer Geschichte eingefahren. Großer Gewinner war wieder einmal die rechtspopulistische, offen ausländerfeindliche FPÖ. Die „Blauen“ überschritten erstmals die 30-Prozentgrenze und kommen auf 34 Sitze im hundertköpfigen Wiener Gemeinderat. Einen schwarzen Sonntag erlebte die konservative ÖVP. Sie erreichte ein historisches Minus von 9,2 Prozent und ist hinter den Grünen (11,8%) nur noch viertstärkste Kraft im Stadtparlament. Die neuliberalen NEOS schafften mit 6,2 Prozent auf Anhieb den Sprung in den Gemeinderat.

			Ein wenig freuen darf sich die Wiener SPÖ dennoch. Das Wahlergebnis war ein „Blaues Auge“, aber kein „Blaues Wunder“ wie der Wiener dpa-Korrespondent Matthias Röder treffend schreibt. Das Resultat ist ein kleiner Hoffnungsschimmer für alle Gegner der FPÖ. Im Burgenland war die rechtspopulistische Partei bei den Landtagswahlen Ende Mai nur auf 15 Prozent gekommen, wurde aber Koalitionspartner der SPÖ. In Wien ist die Partei weit von einer Regierungsbeteiligung entfernt. Der sozialdemokratische Bürgermeister und Landeshauptmann Michael Häupl, der seit über zwei Jahrzehnten Österreichs Hauptstadt regiert, hat eine Koalition mit den „Blauen“ von vornherein ausgeschlossen.

			Deutlich geschlagen hat Häupl zudem die Meinungsforschungsinstitute. Diese hatten ein Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen SPÖ und FPÖ prognostiziert, zuletzt hatten die Sozialdemokraten bei der Mehrzahl der Institute nur noch einen Prozentpunkt Vorsprung. Am Ende sind es fast zehn geworden. Häupl bleibt Wiens Bürgermeister. Er kann sich seinen Regierungspartner aussuchen - entweder die Koalition mit den Grünen fortsetzen oder wie auf Republikebene mit der ÖVP regieren.

			Die FPÖ hat in Wien keine Machtoption. Sie hat trotz der derzeitigen Flüchtlingssituation keinen Erdrutschsieg errungen. Und das, obwohl sie mit ihrem Parteivorsitzenden Heinz-Christian Strache als Spitzenkandidat angetreten ist. Politikexperten sehen im klaren Abgrenzungskurs Häupls gegenüber der FPÖ den Hauptgrund dafür, dass die Sozialdemokraten halbwegs glimpflich aus der Wahl hervorgegangen sind. Dennoch muss man klar feststellen, dass die FPÖ ihre Zugewinne Arbeiterstimmen zu verdanken hat. Die Rechtspopulisten lagen in zwei von 18 Wahlkreisen vor der SPÖ: In Simmering und Floridsdorf - traditionellen Arbeitervierteln, die schon seit der 1. Republik (1919-1938) in den Händen der Sozialdemokraten bzw. Sozialisten waren.

			Große Aussagekraft für Gesamt-Österreich kann man den Wiener Landtagswahlen nicht abgewinnen. Der Wiener Politikberater Thomas Hofer etwa hält Bundeskanzler Werner Faymann (SPÖ) und dessen Stellvertreter Reinhold Mitterlehner (ÖVP) für „leichtere Gegner als Häupl“. Es könnte durchaus sein, dass es für SPÖ und ÖVP zum ersten Mal keine Mehrheit mehr im Nationalrat gibt. Bereits bei den Nationalratswahlen 2013 erreichten die beiden klassischen Regierungsparteien nur noch 50,8 Prozent der Wählerstimmen und 54,1 Prozent der Parlamentssitze. 2002 waren es noch 76,8 Prozent und 148 von 183 Nationalratsmandaten (80,9%). Bis in die 1980er-Jahre lagen der Stimmen- und der Sitzanteil beider Parteien noch deutlich über 90 Prozent. In Deutschland kann man eine ähnliche, wenn auch nicht ganz so drastische Entwicklung beobachten. Unionsparteien und SPD haben immer noch gut zwei Drittel der Wählerschaft hinter sich und stellen fast 80 Prozent der Bundestagsabgeordneten. Es gibt dort Kleinparteien, die Chancen auf einen Einzug ins Parlament haben, aber keine dritte, rechtspopulistische Kraft, die den großen ernsthaft auf den Pelz rückt. Die mit der FPÖ vergleichbare AfD liegt in den Umfragen derzeit bei 6,5 Prozent.

			Die nächsten Nationalratswahlen stehen erst 2018 an. Bis dahin kann viel passieren. In drei Jahren redet vielleicht keiner mehr von Flüchtlingsströmen und man diskutiert andere Themen, bei denen die politische Ideenlosigkeit der FPÖ offensichtlich wird. Denn abgesehen von „Ausländer raus“, „Österreich den Österreichern“ und „Raus aus der EU“, ist da nicht viel.
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			Randglossen

			Die diesjährigen Wahlfeldzüge der Kandidaten enthalten eine eigenartige Neuigkeit. Die drei Spitzenkandidaten Daniel Scioli, Mauricio Macri und Sergio Massa nennen ihre möglichen Kabinettsmitglieder, falls sie gewählt werden, beim Namen. Der einzige gleiche Fall war bisher der damalige Kandidat Néstor Kirchner, als er erklärte, dass er den amtierenden Wirtschaftsminister des Interimspräsidenten Eduardo Duhalde Roberto Lavagna bestätigen würde. Lavagna genoss damals das Prestige, die Folgen des wirtschaftlichen Zusammenbruchs nach der Abwertung der falsch genannten Konvertibilität gemeistert zu haben. Lavagna blieb im Amt, bis er 2005 gefeuert wurde und eine eigene politische Laufbahn in anderen Parteien einschlug. Derzeit gibt es zahlreiche Ministerkandidaten, von denen sich die Präsidentschaftskandidaten Stimmen versprechen, darunter auch Lavagna selber zugunsten von Sergio Massa.

			In zwölfeinhalb Regierungsjahren des Ehepaars Kirchner sind Korruptionsskandale aufgedeckt worden wie nie zuvor. Dieser Tage wurde der damalige Transportsekretär Julio Jaime von einem Gericht zu einer Haftstrafe verurteilt, derweil andere Kabinettsmitglieder sowie insbesondere Vizepräsident Amado Boudou vor Gericht steht, und die Familie Kirchner, Präsidentin Cristina und Sohn Máximo, im Fall genannt Hotesur vom Richter Claudio Bonadío untersucht wird, weil nachgewiesen wurde, dass der Bauunternehmer Lázaro Báez Hotelzimmer der Präsidentin Cristina gemietet hatte, ohne sie zu besetzen, was so viel wie Geldwäsche wäre. Ob das Wahlvolk darauf in den Urnen am 25. Oktober reagieren wird, bleibt abzuwarten.

			Schon wieder ein Rückzieher von Alexis Tsipras. Griechenlands sozialistischer Regierungschef braucht dringend Nachhilfe in sozialistischer Politik. Jetzt hat er eine geplante Erhöhung der Mietsteuer gestoppt. Sie sollte bei niedrigen Mieten von elf auf 15 Prozent steigen, bei höheren von 33 auf 35 Prozent. Nun ist so eine Mietsteuer generell Schwachsinn. Vor allem die Staffelung. Wer in Griechenland unter 1000 Euro Mieteinnahmen pro Monat hat, zahlte bisher elf Prozent Steuern, über 1000 Euro waren 33 Prozent fällig. Das heißt, ab 1000 Euro muss man die Miete um 330 Euro erhöhen, damit die Mieteinnahmen nicht sinken. Wesentlich sozialistischer wäre es, die Mieteinnahmen als Familieneinkommen zu veranschlagen.

			Es macht schließlich einen Unterschied, ob ein alleinstehender Universitätsprofessor zusätzlich zu seinen rund 2000 Euro Nettogehalt 1200 Euro Miete im Monat einnimmt oder eine arbeitslose Familie von 1200 Euro Mieteinnahmen monatlich lebt. Ihr bleiben auch nach Rücknahme der Steuererhöhung nur noch 804 Euro monatlich. Der Beamte käme auf 2804 Euro monatlich. Das wäre auch kein fürstliches Gehalt, aber weit entfernt von der Armutsgrenze, an der sich der arbeitslose Vermieter bewegt. Auf der anderen Seite gibt es Mietshausbesitzer, die 10.000 und mehr Euro monatlich einnehmen. Man muss kein Sozialist sein, um zu der Ansicht zu gelangen, dass in diesen Fällen 6500 und mehr Euro pro Monat reichen. Besteuern sollte man aber hier auch nicht die Mieteinnahmen, sondern das Haushaltseinkommen.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,49, gegen $ 9,465 eine Woche zuvor, und um 10,80% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen u$s 27,45 Mrd. gegen u$s 27,7 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.15 bei $ 9,88 zum 31.03.16 bei $ 10,65 und zum 30.06.16 bei 11,47. Der Terminkurs per Ende September 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 31,43%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,82, gegen $ 15,75 in der Vorwoche. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 0,42%% und lag 26,74% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 43,14% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,53% und lagen 32,86% im Plus gegenüber Ende 2014. Boden 2015 stiegen 0,76% in einer Woche und 0,50% in diesem Jahr. Global 2017 Arg lagen mit 16,43% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 237,68 (Vorwoche $ 232,38) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 339,54 (Vorwoche $ 320,93).

			***

			Der Preisindex, den eine Oppositionsgruppe der Deputiertenkammer als Durchschnitt privater Erhebungen berechnet, ergibt für September eine Zunahme von 1,92%, und für 12 Monate eine von 25,91%, etwa 10 Punkte über dem INDEC-Index. 

			***

			Der Zinssatz für kurzfristige Kredite unter Banken, genannt „call money“, stieg am Mittwoch von 26,5% bis 28,5% auf 30,5% bis 32,5%. Das war eine direkte Folge der Unterbringung von Staatspapieren Bonad 17 und Bonar B+300 für $ 12,50 Mrd., die die Banken finanziell ausgetrocknet hat. 

			***

			Die Weltbank hat Ende der Vorwoche Kredite für Argentinien in Höhe von u$s 1,5 Mrd. genehmigt, als Teil des Kreditpaketes von u$s 5 Mrd., das die Bank dieses Jahr für eine Periode von vier Jahren für Argentinien vorgesehen hatte. Es handelt sich jetzt um soziale Kredite, die für öffentliche Gesundheit, Umwelt, Erziehung, Infrastruktur u.a. Themen eingesetzt werden.

			***

			Die Regierung hat am Donnerstag der Vorwoche die technischen Normen bestimmt (durch ein im Amtsblatt veröffentliches Dekret), die für Lastwagen mit zwei Anhängern gelten (auf spanisch benannt „bitrenes“). Industrieministerin Debora Giorgi hat dies in Begleitung der Firmen Vulcano, Ombú, Solá & Brusa, und Hermann, Heil & Salto angekündigt, die Protoype für diese Lastwagen entworfen haben, um sie dann herzustellen. Mit diesen doppelten Anhängern verringern sich die Kosten erheblich, einmal weil die Zahl der Fahrer unverändert bleibt, und dann weil der Treibstoffkonsum pro Tonne Fracht stark sinkt.

			***

			Das Handelssekretariat, geleitet von Augusto Costa, hat für 500 Artikel, die mit „gepflegten Preisen“ verkauft werden, Preiserhöhungen von 3% bis 4% zugelassen. Ausserdem werden unmittelbar weitere Produkte in dieses System aufgenommen, nämlich ein Insektenvertilgungsmittel gegen Moskitos, eine Sonnenschutzcreme, ein Speiseöl in einem Aerosol-Behälter, eine weitere Marke von Hamburgern und eine von Tomatensauce. Die neue Liste gilt bis Januar 2016.

			***

			Im Tal von Rio Negro und Neuquén befinden sich an die 200.000 Tonnen Äpfel und Birnen in Kühlkammern gelagert, die auf einen Käufer warten. Wenn dieser nicht bald erscheint, muss das Obst weggeworfen werden. Brasilien kauft dieses Jahr weniger argentinisches Obst, besonders Äpfel, und Russland überhaupt keines. Eventuelle Käufer bieten jetzt einen Preis von einem Peso pro kg, was nur einen Bruchteil der Kosten deckt. Abgesehen vom Obst in den Kühlkammern wurden dieses Jahr ca. 400.000 Tonnen Äpfel und Birnen nicht gepflückt, so dass sie auf den Boden fielen und verfaulten. In der Gegend gibt es auch keine Industrie, die das Obst zu Apfelmus, Apfeltorten (auch Strudel) und Kompott verarbeiten könnte. Die Regierung war hier abwesend, und weiss auch nicht, wie sie dem Problem begegnen soll.

			*** 

			Die Regierung der Provinz Formosa hat eine öffentliche Ausschreibung für den Bau einer Wasserleitung von 500 km angekündigt, die Wasser vom Paraguay-Fluss bis zur Ortschaft Ingeniero Juarez, an der Grenze mit Salta, befordern soll. Das Ziel besteht dabei in der Versorgung mit Trinkwasser von 200.000 Einwohnern der Provinz, und der Bewässerung von 150.000 ha.

			***

			CFK und Planungsminister De Vido haben am Freitag der Vorwoche eine Ausschreibung für den Bau einer Wasserleitung in Santa Cruz angekündigt, die Trinkwasser vom See Lago Argentino, an der Kordillere, bis Caleta Olivia, am atlantischen Ozean, befördern und dabei elf Ortschaften versorgen soll. Das Projekt wurde auf $ 11,68 Mrd. und die Bauzeit auf 48 Monate veranschlagt. Diese Leitung soll 120.000 Personen mit Trinkwasser versorgen. Über die Finanzierung wurde nichts mitgeteilt. 

			***

			Seit der Kauf von Dollar für Sparzwecke auf dem offiziellen Devisenmarkt im Januar 2014 zugelassen wurde, wurden laut AFIP-Daten insgesamt u$s 8,25 Mrd. abgehoben, wobei nur 10% des Betrages wieder auf ein Dollarkonto deponiert wurde. Vom Gesamtbetrag entfallen u$s 5,28 Mrd. auf das Jahr 2015. 

			***

			Im September 2015 wurden 167.542 gebrauchte Kfz verkauft, 9,56% mehr als im gleichen Vorjahresmonat und 10,72% mehr als im August 2015, berichtet die Agenturenkammer CCA (Cámara del Comercio Automotor). In 9 Monaten 2015 waren es somit 1,32 Mio. Für jedes neue Kfz wurden im September 2,57 gebrauchte verkauft, was darauf hinweist, dass eine Kette von Verkäufen entsteht. 

			***

			Die monetäre Expansion, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) lag in 12 Monaten zum 2.10.15 bei 32,67%, und das Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in der gleichen Periode um 30,35%. Die Zunahmeraten der Vorwochen, von über 35% jährlich, sind leicht gesunken. Die gesamten Bankdepositen in Pesos lagen zum 2.10.15 bei $ 1,14 Bio., 31,39% über dem Vorjahr, und die gesamten Pesokredite betrugen $ 761,46 Mrd., 31,87% mehr als ein Jahr zuvor.

			***

			Der Konzern der Rindfleischexporteure ABC schätzt, dass die Schlachthöfe in diesem Jahr insegsamt ca. 3.000 Arbeitnehmer entlassen haben, wobei diese Zahl voraussichtlich weiter zunehmen werde. 

			***

			Die staatlichen Luftfahrtunternehmen Aerolineas Argentinas und Austral haben in den ersten 9 Monaten 2015 einen Zuschuss von $ 3,82 Mrd. vom Schatzamt erhalten, der sowohl für Deckung des Betriebsdefizites, wie für Investitionen und Zahlung von Kreditamortisationen eingesetzt wird. In der gleichen Vorjahresperiode waren es $ 5,2 Mrd. In Dollar sind es dieses Jahr u$s 424 Mio. (gleich u$s 1,55 Mio. pro Tag), gegen u$s 619 Mio. (gleich u$s 1,7 Mio. pro Tag) im Vorjahr. Der Geschäftsführer von AA, Mariano Recalde, hat jetzt eine Erhöhung des Zuschusses, der im Budget für ganz 2015 auf $ 3,15 Mrd. festgelegt worden war, auf $ 4,80 Mrd. beantragt.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Studienzentrums des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ ergibt für August 2015 eine interanuelle Zunahme von 4,7%. Dennoch liegen die ersten 9 Monate 2015 um 0,4% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die Produktion von Rindfleisch lag im September 2015 mit 246.000 Tonnen um 6,8% über dem Vorjahr, teilte die Kammer der Industrie und des Handels von Rindfleisch mit. In 9 Monaten betrug die Produktion 2,8 Mio. Tonnen, 4,4% über dem Vorjahr. In den letzten 12 Monaten zum September betrug der Fleischkonsum pro Einwohner 60,2 Kg, 0,2% über dem Vorjahr. Der Durchschnittspreis für Rindfleisch lag im September 2015 um11,4% über dem gleichen Vorjahresmonat. Im August hatte die interanuelle Zunahme 20,3% erreicht. 

			***

			Die ZB erhielt bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 6,47 Mrd., die alle angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 5,98 Mrd., so dass der kontraktive monetäre Effekt $ 592 Mio. ausmachte. Die Zinsen betrugen bei Lebac auf 84 Tage 25,83%, bei 119 Tagen 26.35%, und dann jeweils mehr bei längeren Fristen, bis zu 28,25% bei 252 Tagen. Bei Lebac in Dollar betrugen die Angebote insgesamt u$s 323,8 Mio., die alle angenommen wurden. Die Zinsen lagen hier, je nach Laufzeit, zwischen 3,75% und 4,7%.

			***

			Zum 30. September waren 193 Gruppen von Industriebetrieben im nationalen Register der Industrieparks (RENPI) eingetragen. Hinzu kamn im Oktober noch die Zone von Industrien, die mit dem Aluminium verbunden sind, in Puerto Madryn (Chubut), der Gemeinschaftspark von Diensten für den Bergbau und Logistik in Susuques (Jujuy), der Industriepark Campo Grande (Misiones), der private Industriepark Buen Ayre (Buenos Aires) und der Industriepark Los Menucos (Rio Negro). Bei den Unternehmen, die sich mit Fabriken in den Industrieparks niederlassen, handelt es sich zum Teil um Neugründungen und zum Teil um Verlegung bestehender Fabriken, die auf diese Weise Vorteile bei der Versorgung mit Strom, Gas und Wasser erhalten, auch Sicherheit, und allgemein einen besseren Zugang zu den grossen Strassen haben. Die starke Ausdehnung der Industrieparks stellt grundsätzlich einen Effizienzfortschritt dar.

			***

			Das statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat ermittelt, dass die Mieten von Wohnungen von zwei und drei Zimmern in einem Jahr um 34,5% gestiegen sind, mehr als die Preiszunahme von 24,8%, die das gleiche Amt für die gleiche Periode ermittelt hat, und auch mehr als die durchschnittliche Lohnzunahme von 29,%, die das INDEC berechnet hat. Ebenfalls sind die Ausgaben bei Stockwerkseigentum („expensas“) allein in diesem Jahr um 32% gestiegen. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Laut einer vom Verband der brasilianischen Fleischexporteure (ABIEC) veröffentlichten Studie sind die Exporte von brasilianischem Rindfleisch in den letzten 15 Jahren um 958% gestiegen. Allein im Jahr 2013 exportierte das Land Rindfleisch im Wert von u$s 6,7 Mrd. Dies trug dazu bei, dass der Landwirtschaftssektor heute 22% des BIP des Landes erwirtschaftet. Allein die Viehwirtschaft ist für 30% davon verantwortlich. Die brasilianische Rinderwirtschaft wächst nachhaltig und ist einer der Sektoren, der am meisten zur Handelsbilanz des Landes beiträgt. Dank der zunehmenden Produktivität - die von 24 kg/ha/Jahr auf 60 kg/ha/Jahr anstieg - fiel die für die Weidewirtschaft genutzte Landfläche in Brasilien von 188,3 Mio. ha im Jahr 1990 auf 167 Mio. ha im Jahr 2014, obwohl die Produktion und die Exporte von Rindfleisch während dieses Zeitraums zunahmen. (Anuga.de)

			***

			Der Straßenverkehr in Brasiliens Großstädten stellt für die Wirtschaft ein zunehmendes Hindernis dar und gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit des Landes. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie des Bundesverbandes der Industrie (CNI). Die tägliche Belastung und Zeit, die Angestellte auf dem Weg zur Arbeit verbringen, mindere maßgeblich deren Produktivität. Darüber hinaus schlugen sich Verzögerungen bei Warenlieferungen negativ auf die wirtschaftliche Entwicklung nieder. Laut der Studie würden 34% der Bevölkerung mehr als eine Stunde täglich im Verkehr verbringen. Dabei sei dieser Anteil in den letzten vier Jahren um 8 Prozentpunkte gestiegen. In den Großstädten liege dieser Anteil sogar bei 39% der Personen. Rund 12% der Menschen verbrachten zwischen zwei und drei Stunden und 4% mehr als drei Stunden auf dem Weg zur Arbeit. (Brazil News)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Aerolíneas Argentinas

			Dieses staatliche Luftfahrtunternehmen hat mit Delta Airlines ein Abkommen über gemeinsame Buchungen von Passagieren abgeschlossen, das den Kunden beider Unternehmen die Möglichkeit bietet, mehr Flüge zwischen den USA und Argentinien zu verwenden. So kann z.B. AA jetzt auch den täglichen Delta-Flug von Buenos Aires nach Atlanta anbieten. 

			YPF

			Miguel Galuccio, Präsident des staatlich kontrollierten Unternehmens, hielt einen Vortrag bei der Ausstellung „Argentina Oil & Gas“, in dem er bekanntgab, dass YPF in Loma Campana, im Gebiet von Vaca Muerta, eine Bohrung vollzogen habe, die einen aussergewöhnlich hohen Ertrag ausweist. Die Anfangsförderung lag bei 1.630 Barrel pro Tag. In den letzten Jahren sei keine Bohrung so ergiebig gewesen. Die Bohrung ist 5.350 Meter tief, mit 2.000 Metern horizontaler Bohrung und 28 Etappen der hidraulischen Stimulierung. Galuccio gab auch bekannt, dass YPF jetzt 50.000 Barrel täglich in Vaca Muerta erreicht habe, was Erdöl und Gas einschliesst, das hier auf Erdöleinheiten umgerechnet wurde. Dies sei 10% der gesamten Produktion des Unternehmens. Schliesslich wies Galuccio darauf hin, dass die Bedingungen gegeben seien, um die Gasförderung mittelfristig stark zu erhöhen und Importe zu ersetzen.

			InvoiNet

			Diese Firma hat letzte Woche eine Online-Plattform vorgestellt, über die Unternehmen Zugang zu den verschiedenen Möglichkeiten erhalten, elektronische Rechnungen zu diskontieren. Sie erfahren dabei, welcher Zinssatz und welche Bedingungen die günstigsten sind, die Banken u.a. Finanzinstiutionen bieten. Um das System auszubauen hat InvoiNet, die führend auf dem Gebiet der Verwaltung von Rechnungen „in den Wolken“ ist, eine Investition von u$s 4 Mio. von der Internationalen Finanzkörperschaft (IFC) erhalten, der Tochtergesellschaft der Weltbank für Beteiligungen bei und Krediten an Privatunternehmen. Die Gründer des Unternehmens hatten vorher schon den gleichen Betrag eingezahlt.

			Sociedad Comercial del Plata 

			Dieses Unternehmen, das bis vor einigen Jahren der Familie Soldati gehörte und jetzt von Eduardo Eurnekian kontrolliert wird (der die Flughäfen betreibt), hat 55% eines Konzerns für 150 Mio. von der irlandischen CRH Europa gekauft, der sich über mehrere Unternehmen mit Baumaterialien befasst. Es handelt sich dabei um die Firmen Canteras Cerro Negro (der drittgrösste Fabrikant von Keramikfliessen), Ladrillos Olavarría (der grösste Fabrikant von hohlen Ziegelsteinen), Cormela (die auch Ziegelsteine erzeugt), Superglass (die Flachglas erzeugt) und Arcillas Mediterráneas. Das restliche Kapital gehört zu 35% der Familie Ferro und zu 15% dem spanischen Investmentfonds Beylex. Die fünf Unternehmen des Konzerns haben einen Gesamtumsatz von $ 1,5 Mrd. Der Präsident von SCP, Ignacio Noel, wies darauf hin, dass dieses Geschäft auf der Überzeugung beruhe, dass die Bauwirtschaft stark wachsen werde.

			L’Oreal

			Dieses französische Kosmetikunternehmen hat $ 100 Mio. in seine Fabrik Garín, nördlich der Bundeshauptstadt, investiert, um die Produktion auszuweiten und auf diese Weise Importe für geschätzte u$s 46 Mio. pro Jahr zu ersetzen. Argentinien wird jetzt eines der fünf Länder sein, die die Produkte für Schönheitspflege „Expert“ erzeugen. Die Präsidentin Cristina Kirchner war bei der Einweihung anwesend, und hielt eine Rede, in der sie entschieden für einen verwalteten Aussenhandel Stellung nahm, der dem Land das Recht verleihe, seine Industrie, seine Wissenschaft und seine Technologie zu verteidigen, ohne dass dies einen Protektionismus darstelle. 

			Mars

			Dieses Unternehmen hat die erste Etappe der Investition vollendet, die für Argentinien vorgesehen ist, und in der Produktion von ausgeglichenen Nahrungsmitteln für Haustiere besteht, die unter den Marken Iams und Eucanuba vertrieben werden. Die Firma betreibt eine Fabrik in Mercedes, Provinz Buenos Aires, in der Nähe von Luján. Mars versorgt den Binnenmarkt, exportiert aber auch nach verschieden südamerikanischen Ländern.

			Michelin

			Diese französische Reifenfabrik hat in der Stadt Tucumán eine Anlage für die Erneuerung von Kfz-Reifen, besonders für Lastwagen und Omnibusse, in Betrieb genommen, was eine Investition von $ 34 Mio. darstellt. Die neue Anlage wurde von der Firma IDG Neumáticos eingerichtet, die das Netz der Verkäufer von Michelin-Reifen betreibt. Die Kapazität beläuft sich zunächst auf 14.000 Reifen im Jahr, und soll dann bis auf 60.000 steigen. Die Firma betreibt schon vier Fabriken, in denen gebrauchte Reifen erneuert werden. Für Lastwagen- und Omnibusunternehmen ist die Möglichkeit, die Lebensdauer der Reifen durch eine neue Kautschukschicht zu verlängern, ein bedeutender Beitrag, um die Kosten niedrig zu halten.
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			Die Staatsschuld ist nominell gestiegen, aber in Wirklichkeit gefallen

			In der Vorwoche hat die Regierung mehrere Staatspapiere untergebracht. Am Dienstag wurden Bonar 2020 für u$s 669 Mio. ausgegeben, und am Donnerstag Bonad 2017 und Bonar B 2017 für umgerechnet $ 12,49 Mrd. Für die $ 8,32 Mrd. des Bonar B betrug der Zinssatz 24,72%, was sich aus dem Badlar-Satz (den die Banken für grössere Fristgelder auf 30 Tage bezahlen) plus 300 Basispunkten ergibt. Der Bonad 17, der mit dem offiziellen Dollarkurs berichtigt wird („Dollar linked“) wurde für umgerechnet u$s 384,6 Mio. ausgegeben. In diesem Jahr wurden schon drei Serien von Bonar 24 ausgegeben, von denen eine für u$s 411 Mio. voll von der ANSeS gezeichnet wurde. Hinzu kamen 4 Ausgaben von Titeln, die gemäss dem offiziellen Kurs berichtigt werden, und 11 in Pesotiteln. Es ist vorauszusehen, dass bis Dezember weitere Emissionen folgen, weil sonst die ZB zu stark beansprucht würde, was die monetäre Expansion in gefährliche Höhen treiben würde. 

			Die Ausgabe von neuen Staatspapieren ersetzt einerseits die, die amortisiert werden, und dann dient sie zur teilweisen Deckung des enormen Defizites der Staatskasse. Der grösste Teil der neu ausgegebenen Titel wird von der ANSeS und eventuell anderen staatlichen Ämtern gezeichnet, und der Rest von lokalen Banken und in geringerem Umfang von privaten Anlegern, von denen nur einige im Ausland wohnhaft sind. Eine genauere Auskunft über dies wurde vorerst nicht erteilt. 

			Julio Piekarz, Wirtschaftler und ehemaliger Geschäftsführer der Zentralbank, hat in der Zeitung „La Nación“ (11.10.15) folgende Gesamtrechnung für dieses Jahr (bis jetzt) gemacht: das Schatzamt hat Schulden in Dollar für u$s 4,2 Mrd. und in Pesos für $ 109,2 Mrd. aufgenommen, was insgesamt ungerechnet u$s 16,2 Mrd. ergibt. Gleichzeitig sind, ohne den Boden 2015, der in der Vorwoche gezahlt wurde, bestehende Staatsschulden für u$s 9,4 Mrd. gezahlt worden, so dass ein Nettosaldo von u$s 6,9 Mrd. verbleibt, der 1,2% des BIP ausmacht. Mit der Auszahlung des Boden 2015 schrumpft der Überschuss auf ca. u$s 1 Mrd. Bei dieser Rechnung wird die Verschuldung der ZB über Lebac und Nobac nicht berücksichtigt, die ein sogenanntes „quasifiskalisches Defizit“ darstellt, das streng genommen auch Staatsdefizit ist.

			Der Wirtschaftler Camilo Tiscornia, der die Consulting-Firma C&T Asociados leitet, weist darauf hin, dass die Staatsschuld Ende Dezember 2014 u$s 233,81 Mrd. betrug, gegen u$s 178,82 Mrd. 2003, bevor die Verhandlungen zur Umschuldung eingeleitet wurden. Die Schuld machte Ende 2014 45% des Bruttoinlandsproduktes aus, gegen 38,7% Ende 2011. In Wirklichkeit ist die Staatsschuld noch höher, einmal weil die Holdouts und andere Gläubiger in diesen Zahlen nicht eingeschlossen sind, und dann weil der Betrag der Staatspapiere, der mit dem Index der Konsumentenpreise berichtigt wird, durch die notorische Fälschung des Indices niedrig gehalten wurde. Ob es so bleibt, wenn die Justiz über den Fall entscheiden muss, ist fraglich. Denn der Betrug ist so grob, dass ihn ein Richter kaum ignorieren oder rechtfertigen kann. Ebenfalls stellt der kostspielige Wachstumscoupon eine Gefahr dar, da er bei etwas höherem BIP-Wachstum, wie es gelegentlich für die kommenden Jahre zu erwarten ist, automatisch in Kraft tritt. 

			Der Ökonom Nadin Argañaraz, vom Instititut für Fiskalstudien IARAF, wies darauf hin, dass der argentinische Staat 2005, vor der Umschuldung, 67% an private Gläubiger schuldete, und nur 8% an lokale öffentliche Ämter. Der Rest entfiel auf internationale Kreditinstitute. 2014 machte die Schuld gegenüber privaten Gläubigern 25% des Gesamtbetrages aus, während 61% auf öffentliche Ämter entfielen, also hauptsächlich die ZB und die ANSeS, aber auch die Banco Nación und verschiedene staatliche Ämter. Das bedeutet, dass die Dollarschuld an private Auslandsgläubiger, also auch ohne die internationalen Finanzinstitute, Ende 2014 bei ca. 10% des BIP lag, und auch jetzt in dieser Grössenordnung liegen dürfte.

			Die innerstaatliche Schuld hat eine ganz andere Bedeutung als die gegenüber Dritten, da sie automatisch erneuert wird, so dass keine Gefahr der Zahlungsunfähigkeit besteht. Es ist im Wesen nur ein Thema der staatlichen Buchhaltung. Würde die Staatskasse vereinheitlicht, dann würde diese Schuld verschwinden, weil Schuldner und Gläubiger derselbe Staat wären. Die Mittel für die innerstaatliche Schuld stammen im Fall der ANSeS aus dem Gewinn des Sonderfonds, so dass sich im Grunde um eine laufende Einnahme des Staates handelt.

			Sofern Dollarschulden mit ZB-Reserven gezahlt wurden, sind sie faktisch weitgehend durch Geldexpansion finanziert worden, die auch wie eine laufende Staatseinnahme wirkt, weil es sich indirekt dabei um den Erlös der Inflationssteuer handelt. Doch dabei muss man berücksichtigen, dass in den ersten Kirchner-Jahren die Staatskasse einen Überschuss auswies, der monetär die durch Reservenzunahme bedingte Geldexpansion zum Teil ausglich, und dann auch, dass in jenen Jahren die monetäre Expansion sich wenig auf die Preise übertrug, weil die Wirtschaft nach der schweren Rezession von 2001/02 einen hohen Geldbedarf hatte, um die Produktionszunahme zu finanzieren, so dass die Wirkung auf die Preise gering war. 

			Wenn man somit die Schuld des Schatzamtes mit staatlichen Ämtern bei Seite lässt, gelangt man zum Schluss, dass die echte Staatsschuld, die gegenüber privaten Gläubigern besteht, stark zurückgegangen ist, zunächst als Folge des Defaults, der 2005 und 2010 mit einem Schuldenschnitt von 70% auf einen grossen Teil der Schuld beendet wurde, und dann wegen Einsatz von ZB-Reserven. Wenn die Präsidentin Cristina Kirchner von „Entschuldung“ spricht, so stimmt das einmal nur, wenn sie sich auf die Abnahme von u$s 191,3 Mrd. im Jahr 2004 auf u$s 128,6 Mrd. Ende 2005 bezieht. Danach stieg die Schuld wieder kontinuierlich, bis auf u$s 197,5 Mrd. Ende 2012, u$s 202,8 Mrd. 2013 und u$s 221,7 Mrd. Ende 2014. Die Schuld war somit ab 2012 schon höher als vor dem Schnitt, der mit der Umschuldung einherging. Das sind Zahlen, die das INDEC veröffentlicht hat. Wenn man jedoch die Schuld auf das BIP bezieht, so ist der Prozentsatz 2014 niedriger als 2004, weil das BIP um gut 60% gestiegen ist. Allein, wenn man nur die Staatsschuld gegenüber privaten Gläubigern, also ausländische Banken, ausländische Investmentfonds und einzelne Sparer, plus internationale Finanzinstitute, berücksichtigt, dann hat CFK recht: 2004 waren es u$s 111,6 Mrd. und 2014 u$s 67,8 Mrd.

			Der argentinische Staat kann bei dieser Konstellation wieder frische Dollarschulden aufnehmen. Zunächst wird sich die Dollarschuld an Private voraussichtlich wegen der bei der neuen Regierung zu erwartenden Einigung mit den Holdouts und den Gläubigern, die beim Weltbankschiedsgericht ICSID gegen Argentinen klagen, weiter erhöhen. Das sollte jedoch nicht über 5 Punkte des BIP beanspruchen, im schlimmsten Fall bis zu 10. Dabei wäre die echte Gesamtverschuldung gegenüber ausländischen Gläubigern immer noch mit unter 20% des BIP niedrig, so dass die Möglichkeit besteht, weitere Kredite im Ausland aufzunehmen.

			Doch dabei sollte man vorsichtig sein, einmal mit dem Ausmass der Neuverschuldung, dann mit der Verwendung der Mittel, und schliesslich auch bei den Zinsen, die bei den jüngsten Titelausgaben entschieden viel zu hoch waren. Grundsätzlich sollte die Schuld in Dollar u.a. ausländischen Währungen niedrig bleiben (unter 30% des BIP?), und dann sollten auch normale Zinsen gezahlt werden. Die Zinsen von effektiv über 9% in Dollar, die die Regierung jetzt zahlt, belasten die zukünftigen Staatsfinanzen, die ohnehin schon unter überhöhtem Ausgabendruck stehen.

			Die nächste Regierung sollte sich besonders um Kredite der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank bemühen, deren Gesamtbetrag viel höher sein sollte und auch sein könnte, als es jetzt der Fall ist. Diese Kredite werden zu niedrigen Zinsen und auf lange Fristen gewährt, und die angemessene Verwendung wird, besonders von der Weltbank, eingehend geprüft und überwacht, was besonders wichtig ist.

			Die Neuverschuldung sollte grundsätzlich für Infrastrukturinvestitionen bestimmt sein, aber in keinem Fall zur Deckung laufender Staatsausgaben. Wenn die nächste Regierung zunächst die bestehenden Konflikte mit den Holdouts u.a. überwindet und sich dann an dieses Prinzip hält, dann kann sich Argentinien wieder als normales Land in die internationale Finanzwelt eingliedern.
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			Die kommende Weisswaschung schwarzer Vermögen

			Die Wirtschaftsberater der drei aussichtsreichen Präsidentschaftskandidaten, Scioli, Macri und Massa, befürworten wie bekannt wurde, eine sofortige Weisswaschung für schwarze Guthaben im Ausland. Dadurch soll die Zahlungsbilanz wieder ins Gleichgewicht gebracht werden, was eine Voraussetzung für eine Verwaltung des Wechselkurses ist, ohne die der Kurs davonspringt. Es ist dabei die Rede von einem Betrag zwischen u$s 5 und u$s 10 Mrd. Das ist jedoch bescheiden, und löst das Problem gewiss nicht. Denn die neue Regierung beginnt faktisch ohne verfügbare ZB-Reserven, wenn man die Beträge abzieht, die nicht für die Kurspflege eingesetzt werden können und im Grunde nur eine Vortäuschung falscher Tatsachen sind. Das nennen die angelsachsen „Window dressing“, auf deutsch Schaufensterausstattung. Ausserdem besteht ein hoher ungedeckter Devisenbedarf für Importzahlungen, Dividendenüberweisungen und andere Zahlungen. Argentinien braucht somit einen viel höheren Betrag, ganz besonders, wenn auf einen IWF-Kredit verzichtet wird, wie es bei Scioli der Fall sein könnte, um einen ideologischen Konflikt mit CFK und ihrer Truppe zu vermeiden.

			Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, haben ein bedeutendes Vermögen im Ausland. Gelegentlich wird von u$s 200 bis u$s 300 Mrd. gesprochen, was jedoch übertrieben ist, weil ein grosser Teil des Betrages, den die ZB als Differenz ermittelt und als Kapitalflucht bucht, schliesslich für Zahlung von Preisdifferenzen bei Importen u.a. Zwecken ausgegeben wurde. Es dürften höchstens u$s 100 Mrd. sein, wobei dies auch Immobilien und Anteile an Unternehmen einschliesst, die in der Regel nicht verkauft werden und keine unmittelbare Liquidität darstellen. Aber auf alle Fälle sollte es möglich sein, bei einer gut ausgearbeiteten Vermögenslegalisierung u$s 30 Mrd. und mehr zu erhalten.

			Das erste Problem, das sich dabei stellt, besteht darin, dass Drogenhändler diese Möglichkeit verwenden, um Geld weisszuwaschen. Da der ganze Rauschgifthandel schwarz ist, sind es auch die Gewinne, die dabei entstehen, die jährlich in die hunderte von Milliarden gehen. Die Banken sind jetzt weltweit angewiesen, suspekte Depositen oder Überweisungen anzuzeigen, was diese Verbrecher zwingt, weitgehend mit Bargeld umzugehen, was bei grösseren Beträgen sehr umständlich ist. Ausserdem müssen sie ihre Geschäfte auf viele Banken verteilen, wenn möglich in verschiedenen Ländern, und am besten in Steuerparadiesen. Doch auch das ist eine Komplikation und kann schliesslich von den Behörden aufgedeckt werden. Die Regierungen, an erster Stelle die der USA, verschärfen die Kontrollen immer mehr, und nehmen auch die Steuerparadiese zunehmend unter die Lupe, was den Umgang mit diesen hohen Beträgen zunehmend erschwert.

			Es ist gewiss nicht wünschenswert, dass sich Argentinien die notwendigen Dollar aus dieser Quelle beschafft. Ebenfalls ist es gewiss nicht gut, wenn die Drogenhändler dann lokale Unternehmen und Immobilien in grossem Umfang kaufen. In wenigen Jahren hätten wir dann einen „Drogenkapitalismus“, der Wirtschaft, Gesellschaft und Politik beherrschen oder zumindest stark beeinflussen würde, was auch den Kampf gegen den Drogenhandel- und Konsum erschweren würde. 

			Deshalb muss eine Weisswaschung an erster Stelle auf Personen beschränkt werden, die in Argentinien als Einkommensteuerzahler seit mehreren Jahren eingetragen sind. Der Betrag der Weisswaschung sollte dabei auch im Verhältnis zum angegebenen Einkommen und zum Vermögen begrenzt werden. Das würde die Weisswaschung auch ethisch symphatischer machen, da es eine Art Belohnung für diejenigen wäre, die schon Steuern zahlen. Die Drogenhändler und illegale Waffenhändler, sowie andere Kriminelle, wären dann von vorne herein ausgeschlossen.

			Der zweite Aspekt, der gelöst werden muss, ist der, dass die Weisswaschung nicht nur steuerlich in Ordnung sein muss, sondern auch mit der Gesetzgebung über Geldwäsche. Und schliesslich sollte die Vermögenslegalisierung nicht nur Aktiven im Ausland umfassen, sondern auch lokale, in Dollar, in Pesos oder in Sachwerten. Das wäre einmal gerechter, da es keinen Sinn hat, denjenigen auszuschliessen, der sein Schwarzgeld in Pesos hat, und dann würde es das Verfahren vereinfachen. Es müsste beiläufig auch die Möglichkeit der Bilanzberichtigung geschaffen werden, bei der schwarzes Vermögen legalisiert wird. Viele kleine und auch mittlere Unternehmen sind zum Teil mit schwarzem Arbeitskapital und auch schwarzen Kapitalgütern tätig, die sie in der Bilanz nicht ausweisen können. Das erschwert ihnen dann den Zugang zum Bankkredit, weil sie mit den unvollständigen Bilanzen eben nicht kreditwürdig sind.

			Die Weisswaschung, die die Regierung eingeführt hat, mit Cedin-Zertfikaten für Immobilienkauf und Baade-Bonds als reine finanzielle Anlage, hatte einen bescheidenen Erfolg, weit unter den Erwartungen. Einmal besteht ein tiefes Misstrauen gegenüber einer Regierung, die prinzipiell die Rechtsordnung missachtet, dann wurde der Konflikt mit der Gesetzgebung über Geldwäsche offen gelassen, und schliesslich will niemand seine Dollar zum offiziellen Kurs umtauschen. Damit eine Weisswaschung wirksam ist, muss unter den gegenwärtigen Umständen der Schwarzmarkt legalisiert werden, so dass es einen Kurs für den Aussenhandel u.a. Devisengeschäfte gibt, und einen zweiten (der in früheren Zeiten „Finanzkurs“ benannt wurde), für Kapitalverkehr in beiden Richtungen, Tourismus und andere Zahlungen. Das würde die Weisswaschung und auch normale Investitionen von Auslandskapital attraktiver machen, und auch die „kontrollierte“ Zahlungsbilanz entlasten, da dann der Tourismus und der Devisenkauf der Sparer, eventuell auch Gewinnüberweisungen, über den freien Kurs abgewickelt würden. 

			Steuerexperten pflegen bezüglich Weisswaschungen kleinlich zu sein und ein sehr restriktives Kriterium anzuwenden, weil sie prinzipiell die Möglichkeiten, schwarzes Vermögen zu legalisieren, als ungerecht gegenüber denjenigen betrachten, die keine Steuern hinterziehen. Vom moralischen Standpunkt haben sie recht; aber es gibt eben auch eine andere Wirklichkeit, mit Steuerhinterziehung und schwarzen Vermögen, die auch berücksichtigt werden muss. Eine Wirtschaft wie die argentinische, in der ca. ein Drittel derjenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis tätig sind, schwarz arbeiten, und auch der überwiegende Teil der selbstständig Tätigen ganz oder teilweise schwarz wirtschaften, muss periodisch Möglichkeiten schaffen, um all dies in den normalen legalen Kreislauf aufzunehmen. Das heisst, nicht nur die Arbeitnehmer und die selbstständig Tätigen zu legalisieren, sondern auch das ganze Geschäft, das damit zusammenhängt. Denn sonst fördert man die Kapitalflucht und die Korruption, bei zunehmender Störung der Wirtschaft. Bei einer Weisswaschung muss man grosszügig denken, um ein gesamtwirtschaftlich wirksames Ergebnis zu erreichen, wobei jetzt noch hinzukommt, dass man dies sofort schaffen muss. Denn die Krise wartet nicht.

			

			

		

	